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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

  
  
  

1. Verfahrensrecht: Keine Heilung der sachlichen Unzuständigkeit durch Ein-
spruchsentscheidung der sachlich und örtlich zuständigen Behörde 
Urteil vom 19.01.2023, Az: III R 2/22  

2. Verwaltungsrecht: Teilnahmebefugnis des Gemeindeprüfers aufgrund von 
Vertragsbeziehungen zwischen Steuerpflichtigem und Gemeinde 
Urteil vom 20.10.2022, Az: III R 25/21  

3. Einkommensteuer: Verlustausgleichs- und -abzugsbeschränkung bei Zins-
Währungsswaps 
Urteil vom 09.02.2023, Az: IV R 34/19  

4 Körperschaftssteuer: Befreiung für Arbeitsgemeinschaften 
Urteil vom 15.12.2022, Az: V R 12/21  

5 Verfahrensrecht: Beteiligung an „Corporation“ nach US-amerikanischem 
Recht 
Urteil vom 14.02.2023, Az: IX R 23/21  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Verfahrensrecht: Keine Heilung der sachlichen Unzuständigkeit durch Ein-

spruchsentscheidung der sachlich und örtlich zuständigen Behörde 
Urteil vom 19.01.2023, Az: III R 2/22 
1. Wird ein Erlassantrag von einer sachlich unzuständigen Behörde abgelehnt, ist die 
Klage auch dann gemäß § 63 Abs. 1 Nr. 2 FGO gegen diese Ausgangsbehörde zu rich-
ten, wenn die Einspruchsentscheidung von der für die Ausgangsentscheidung sachlich 
und örtlich zuständigen Behörde getroffen wird. 
 
2. Der Heilungstatbestand des § 126 AO erfasst nicht den Mangel der fehlenden sach-
lichen Zuständigkeit. 
 
3. Die rechtswidrige Ablehnung des Erlasses einer Kindergeldrückforderung durch 
eine sachlich unzuständige Behörde wird nicht dadurch rechtmäßig, dass die für die 
Prüfung des Erlasses sachlich und örtlich zuständige Familienkasse den Einspruch ge-
gen den Ausgangsbescheid als unbegründet zurückweist. 
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4. Stellt die Einspruchsbehörde im Rahmen der gemäß § 367 Abs. 2 Satz 1 AO durch-
zuführenden umfassenden Prüfung der Erlassablehnung fest, dass die Ausgangsbe-
hörde sachlich unzuständig war, hat sie deren Ausgangsbescheid aufzuheben und 
durch einen neuen Ausgangsbescheid erstmals selbst über den Erlassantrag zu ent-
scheiden. Im Falle der Erlassablehnung steht dem Antragsteller dagegen der Einspruch 
offen. 
 

  
2. Verwaltungsrecht: Teilnahmebefugnis des Gemeindeprüfers aufgrund von Ver-

tragsbeziehungen zwischen Steuerpflichtigem und Gemeinde 
Urteil vom 20.10.2022, Az: III R 25/21 
1. Die gemäß § 21 Abs. 3 FVG erfolgende Anordnung der Teilnahme des Gemeinde-
prüfers an einer die Gewerbesteuer betreffenden Außenprüfung des FA ist nicht auf-
grund des Bestehens von Vertragsbeziehungen zwischen dem Steuerpflichtigen und 
der Gemeinde rechtswidrig. 
 
2. Die berechtigten Interessen des Steuerpflichtigen in Bezug auf die Nichtoffenlegung 
von für die Vertragsbeziehungen relevanten Unterlagen und/oder Daten sind dadurch 
zu schützen, dass der Außenprüfer des FA während der jeweiligen Außenprüfung dar-
über entscheidet, welche Informationen er an den Gemeindeprüfer weitergibt. 
 
3. Der Steuerpflichtige hat dem Außenprüfer im Rahmen seiner Informations- und 
Mitwirkungspflicht während der Außenprüfung Gegenstand und Umfang der Ver-
tragsbeziehungen zur Gemeinde zu erläutern und die Unterlagen und/oder Daten im 
Einzelnen zu bezeichnen, die von der Offenbarung gegenüber dem Gemeindebediens-
teten ausgenommen werden sollen. 
 
4. Entscheidet sich das FA trotz des Geheimhaltungsbegehrens des Steuerpflichtigen 
für eine Offenlegung, muss es dies in Form eines im Einzelnen begründeten Verwal-
tungsakts tun. Hiergegen kann sich der Steuerpflichtige im Wege des —auch einstwei-
ligen— Rechtsschutzes wehren. 
 

  
3. Einkommensteuer: Verlustausgleichs- und -abzugsbeschränkung bei Zins-Wäh-

rungsswaps 
Urteil vom 09.02.2023, Az: IV R 34/19 
1. Bei einem Termingeschäft als Sicherungsgeschäft setzt die Annahme einer gegen-
läufigen Erfolgskorrelation voraus, dass mit dem Termingeschäft ein aus dem Grund-
geschäft resultierendes Risiko zumindest teilweise abgesichert wird. 
 
2. Eine gegenläufige Erfolgskorrelation von Grund- und Sicherungsgeschäft ist nicht 
gegeben, wenn das Risiko der variablen Verzinsung eines Darlehens infolge der Ver-
einbarung eines Zins-Währungsswaps nicht nur durch ein anderes Risiko (Währung) 
ersetzt, sondern auch das ursprüngliche Grundgeschäft faktisch mit Risiken ähnlich 
denen eines Fremdwährungsdarlehens belastet und damit zusätzlichen Risiken ausge-
setzt wird. 
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3. Bei Verlusten aus Termingeschäften aus der Beteiligung an einer Personengesell-
schaft ist die Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags gemäß § 15 Abs. 4 i.V.m. 
§ 10d Abs. 4 EStG nicht auf der Ebene der Gesellschaft, sondern auf der Ebene der be-
teiligten Gesellschafter bei deren Einkommensteuerveranlagungen zu treffen. 
 

  
4. Körperschaftssteuer: Befreiung für Arbeitsgemeinschaften 

Urteil vom 15.12.2022, Az: V R 12/21 
Eine nicht in der Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen Rechts er-richtete 
Arbeitsgemeinschaft nimmt i.S. von § 5 Abs. 1 Nr. 21 Satz 1 KStG die ihr durch Ge-
setz zugewiesenen Aufgaben wahr, wenn ihre Leistungen bei einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts im Rahmen eines Betriebs gewerblicher Art erbracht werden. 
 

  
5. Verfahrensrecht: Beteiligung an „Corporation“ nach US-amerikanischem Recht 

Urteil vom 14.02.2023, Az: IX R 23/21 
1. Anteile an einer "Corporation" nach US–amerikanischem Recht gehören zu den 
ähnlichen Beteiligungen i.S. des § 17 Abs. 1 Satz 3 EStG . 
 
2. § 17 Abs. 1 Satz 1 EStG knüpft typisierend an die Höhe der nominellen Beteiligung 
am Grund- oder Stammkapital der (inländischen) Kapitalgesellschaft an; bei Auslands-
kapitalgesellschaften ist auf eine entsprechende Bezugsgröße abzustellen, die die kapi-
talmäßige Beteiligung des Gesellschafters in vergleichbarer Weise wiedergibt. 
 
3. Diese Bezugsgröße muss bei Auslandskapitalgesellschaften, die nicht dem deut-
schen Gesellschaftsrecht unterliegen, Auskunft über das tatsächlich übernommene Ge-
sellschaftskapital geben. Maßgeblich ist, welchen Beitrag der Gesellschafter zu dem 
durch Einlagen gebildeten Gesellschaftsvermögen erbracht hat; damit korrespondiert 
sein Anspruch auf Beteiligung an der Substanz der Kapitalgesellschaft. Auf eine 
Größe, die dem genehmigten Kapital nach deutschem Recht entspricht, kann in diesem 
Zusammenhang auch dann nicht abgestellt werden, wenn sie sich als einzige aus ei-
nem öffentlichen Register ergibt. 
 
4. Die Feststellung des ausländischen Rechts gehört revisionsrechtlich zu den —den 
BFH bindenden ( § 118 Abs. 2 FGO )— tatsächlichen Feststellungen des FG. 
 
  

 

 


